
50 Ichkk Vkutschrr Nrichstag.
Am 91. März 1871 trat zum ersten Male der „Deutsche

Reichstag" zusammen. Damals nach einem treffenden Wort
von Wilhelm Liebknecht als „Feigenblatt des Absolu-
tismus" gedacht, heute nach der Entwicklung eines halben Jahr-
hunderts, in das schließlich der umwälzende Krieg und die Revo-
lution als „Lokomotive der Weltgeschichte" hincinrasten, die
mächtigste Körperschaft innerhalb des Deutschen Reiches, d i e
Körperschaft, in der sich alle Staatsmacht konzentriert, soweit
dies« dem vom Auslande beherrschten deutschen Volke noch
geblieben Ist.

Wie gleich allem, was besteht, die Namen und Begriffe,
mit denen der Menschengeist sich in der Welt orientiert, ihren
Inhal: in einen ständigen Veränderungsprozeß umgestalten,
läßt sich just am Worte „Reichstag" als einem klassischen Bei-
spiel zeigen. Bis hinein in jenes Frankenreich, dessen Spuren
bis in das fünfte Jahrhundert reichen, und aus dem durch den
Vertrag von Verdun 843 Deutschland und Frankreich
heryrgingen, können wir die Institution der Reichstage ver-
folgen. Damals eine Versammlung der Bischöfe, Reichsäbte,
Herzöge, Grafen sowie anderer „edler" Herren und „Ministe-
rialien", änderte der Reichstag Zusammensetzung und Befug-
nisse je nach der Macht der Klassen in deutschen Landen. Erst
lediglich begutachtende Körperschaft, die dem König Ratschläge
gab, verwandelte sich der „Reichstag" mit dem Sinken der
Kaisermacht zunächst in die maßgebende Reichsstandschaft, ohne
die der König oder „Römischer Kaiser Deutscher Nation" so
gut wie nichts bestimmen konnte, um nach dem Siege des
Partikularismus der Fürsten, die sich kaum noch um das Reich
kümmerten, zu einer blassen Dekoration zu werden. Wenn
auch nun mit dem Entstehen des mittelalterlichen Handels —
seit 1255 — das bürgerliche Element durch die Reichsstädte
auf den „Reichstagen" vertreten war, hatten die unteren
Schichten an dieser ehrwürdigen Einrichtung doch kein Interesse
und empfanden es, soweit sie eS überhaupt erfuhren, als höchst
gleichgültig, da sie sich seit dem Regensburger Reichstag von
1663 in bloße Gesandtenkonferenzcn verwandelte. An den
Namen, der aus der ständisch-aristokratischen Verfassung des
Mittelalters stammte, knüpfte die Nationalversammlung von
1848 in der Frankfurter Paulskirchc an, als sie in der von ihr
für den Papierkorb ausgearbeiteten Verfassung die künftige
Volksvertretung als „Reichstag" bezeichnete.

Um die Lösung der deutschen Frage „mit Blut und Eisen"
zu bewerkstelligen, die Masse für die preußische Sache zu ge-
winnen, der oppositionellen liberalen Bourgeoisie einen Streich
zu spielen und das Volk gegen die Fürsten und Bureaukraten
auf seine Se'.te zu bringen, spielte Bismarck den Gedanken
des allgemeinen, gleichen, geheimen und direkten Wahlrechts
aus. Das Spiel glückte. Einer der wenigen aufrechten Demo-
kraten des deutschen Bürgertums, Franz Ziegler, rief
1866 begeistert aus: „Das Hcrz der deutschen Demokratie
sHlägt Da, wo Preußen» Fahnen wehen," Bismarck hielt
nach dem Kriege sein Versprechen, den Männern im Alter von
über 25 Jahren das gleiche, geheime Wahlrecht zu geben. Die
Rückständigkeit des damaligen Proletariats sicherte ihm ein für
das Junkertum günstigeres Wahlergebnis als das zeitweilig
von ihm als „elendestes" aller Wahlsysteme verurteilte Drei-
klassenwahlrccht. Dem Bestreben der Fürsten und ihrer Tra-
banten, möglichst viel durch die Einzelstaatcn zu regeln, setzte
er aus dem Wege durch das gleiche Stimmrecht die Neigung
des Volkes zu zentralistischer Regelung entgegen.

Um einen künftigen Reichstag, der etwa allzu unbequem
wurde, beabsichtigte er sich nicht zu kümmern. Sollte etwa der
NeichshauShaltSctat verweigert werden, so hatte er ein zuver-
lässiges Heer in Händen, das ihm genau so gut, wie 1862 bi»
1866 in Preußen, erlaubte, sich über die Beschlüsse des Parla-
ments mit einem ironischen Lächeln hinwcgzusetzen. Die
ersten Proben auf das allgemeine Stimmrecht schienen Bis-
marcks Gefallen an dieser Wahlart zu rechtfertigen. Bei den
Wahlen zum verfassunggebenden Reichstag des Norddeutschen
Bundes — 12. Februar 1867 — wurden von der Sozialdemo-
kratie — das heißt der sächsischen Volkspartei, aus der eine der
sozialdemokratischen Parteien hervorging — zwei Mandate er-
obert und die beiden damals, ganz wie heute die streitenden
Gruppen, im Bruderkantpf miteinander ringenden prole-

| tarischen Parteien brachten eS auf etwa» über 50 000 Stim-
men. Die Neuwahl des Norddeutschen Reichstage» am
31. August 1867 brachte beiden sozialdemokratischen Parteien
zusammen sechs Mandate, aber ihre Stimmenzahl hatte noch
abgenommen.

’ Nach dem deutsch-französischen Krieg und im Anschluß an
die Reichsgründung am 18. Januar wurde am 3. März 1871
der erste Deutsche Reichstag gewählt. Es stimmten für die
beiden sozialistischen Parteien — „Lassalleaner" und „Eise-
nacher" — rund 3 v. H. der Wähler — insgesamt 101 927
Stimmen —, und nur zwei Sozialdemokraten, Bebel und
Rechtsanwalt Schraps, wurden gewählt.

Von Versailles nach Versailles führten die Wege des
deutschen Kaiserreiches. Am 17. März 1871 zog Wilhelm I.,
„der Siegreiche", als deutscher Kaiser in Berlin ein, umjubclt
von den herrschenden Klassen, als der neuerstandene Kaiser
Rotbart vom Kyffhäuserberg, der nun dort unten seine Ruhe
finden würd«, weil di« Raben den Gipfel nicht mehr umkreisen.
Bier Tage später durfte denn auch die Volksvertretung zu-
sammentreten.

Die Geschichte des Deutschen Reichstags ist die Geschichte
des Deutschen Reiche» während des letzten halben Jahr-
hunderts. Denn wenn der Reichstag sich bis zur Revolution
auch nicht durchzusetzen vermochte, teilweise, weil die bürger-
lichen Parteien keine Parlamentsherrschaft wollten, teils auch,
weil die Negierung Machtmittel gegen das Parlament besaß,
ja, wenn noch im letzten Kriegsjahre die parlamentarische
Mehrheit ihre Beschlüsse vom Großen Hauptquartier und den
zivilen Handlungen der militärischen Halbgötter, von Geistes-
größen wie Michaelis und schläfrigen Greisen wie dem
alten Hertling sabotieren lassen mußte, so spiegelten die
Wahlen und die Verhandlungen des Reichstags doch alle
Klassenkämpfe, alle vorbereitenden Machtverschiebungen der
Klassen und die Keime zur Schicksalswende von 1914 und 1918
wieder. Zwar schwankten bei den letzten Reichstagswahlen
vor der Revolution die Wahlkreise zwischen rund 10 000 und
rund 200 000 Wahlberechtigten, so daß nur noch mit Ironie
vom gleichen Wahlrecht in Deutschland gesprochen werden
konnte. Die Stimmenzahlen und teilweise auch die Mandats-
ziffern der Parteien boten ein Bild jener Sinneswandlung,
die der gigantischen Entwicklung des deutschen Kapitalismus zu
verdanken war. Lebte doch im Jahre 1871 rund die Hälfte,
im Jahre 1914 nur noch ein Viertel der Bevölkerung von der
Landwirtschaft. Man verbot non 1878 bis 1890 die sozial-
demokratischen Versammlungen und vereinigte gleichzeitig in
den sich zunehmend konzentrierenden Betrieben der Groß-
industrie Proletariermassen, diebeiderArbeit und durch
die Arbeit zum Klassenbewußtsein gelangten, so daß die Fabrik-
säle durch die Produktion, ohne daß Reden gehalten oder Be-
triebsräte gewählt wurden, sozialdemokratische Versammlungs-
räume wurden. Wenn 1882 von je 1000 Industriearbeitern
noch 344, 1907 nur noch 227 in Kleinbetrieben bis zu fünf
Arbeitern, 1862 noch 64Ö, 1007 schon 708 in Großbetrieben
— mit mehr als 60 Arbeitern — beschäftigt waren, so zeigten
diese Ziffern mehr als Scelcnschilderungen und Taten der
Gesetzgebung den Urgrund der Wandlungen auch des Deutschen
Reichstages.

Schon bei der Wahl von 1874 stieg die Stimmenzahl der
Sozialdemokratie von 8 auf 6 v. H., die ihrer Mandate von
2 auf 10. Es kam die Wahl von 1877, die erste nach dem
Gothaer Einigungskongrcß der Sozialdemokratie von 1875,
und brachte eine Erhöhung der Stimmenzahl auf 9 v. H., der
Mandate auf 12. Im Jahre 1878 verminderte die Sozialisten-
hetze, die durch die Attentate des Syphilitikers Hödel und
des liberalen Kronprinzenschwärmers Dr. Nobiling auf
den alten Kaiser ermöglicht wurde, die sozialdemokratische
Stimmenzahl von 9 auf 8 v. H., die Zahl der Sitze im Reichs-
tage von 12 auf 9. Anfänglich vermochte die Unterdrückungs-
politik den Siegeslauf der sozialdemokratischen Ideen aufzu-
halten. Im Jahre 1881 sank die sozialdemokratische Stimmen-
zahl weiter auf 6 v. H., wenn auch die Mandatöziffer wieder
auf 12 stieg. Aber der vorübergehende Erfolg des Ausnahme-
gesetzes schlug in ein dauerndes Fiasko um. Im Jahre 1884
stieg die Zahl der sozialdemokratischen Stimmen von 6 auf
10 v. H. und verdoppelte sich die Zahl der Mandate, so daß
nunmehr 24 sozialdemokratische Abgeordnete im Reichstag
saßen. Auch der reaktionäre Erfolg bei den Faschingswahlcn

Die Redensart .Politik verdirbt den Charakter" dient in der
Regel Jntrigäntennaturen zur Beschönigung ihrer Charakter-
losigkeit. Nur eine gerade Natur kann dem Sozialismus dienen.Leu.

für die Mütter von besonderer Bedeutung. In diesem Zusammen-
Hang auf die Arbeiterpresse hingewiesen, die daS Sprach,
rohr der kämpfenden Arbeiterklasse ist, verfehlte feine Wirkung
auch aus die Frauen nicht.

Jetzt müssen die Genossinnen in Stadt und Land ein weiteres
tun. Im mündlichen und, wo eS angcht, schriftlichen Verkehr an
Verwandte die Frage richten, ob auch die sozialdemokra-
tische Zeitung gelesen wird. Aus einer Wählerin muh eine
überzeugte sozialdemokratische Kämpferin :oer-
den. Der Geist ist es, der die Macht verkörpert, und daher muh
die Macht der bürgerlichen Presse gebrochen
werden.

Werben wir alle unermüdlich für die Arbeiterpresse! Denn
damit streuen wir die Saat, die, einmal zur Reise gediehen, uns
eine reiche Ernte beschert. Johanne Reitze.

Im WnrtesmU.
Gespräche vor der Abfahrt.

Bon Robert Grötzsch.
Sie: Und dann überhaupt . . . Der Sozialismus geht gar nicht

durchzusühren . . .
Er: Wollen wir das Gespräch nicht vertagen? Fünf Minuten

vor Zugabgang kann man solche Probleme nicht anstäiidig behandeln,
nur mißhandeln ... e

Sie: Das Kapital abschaffen, da» gibt's ja gar nicht . . .
Er: Ein andermal, liebe Freundin, hier in der Wartehalle

können wir nur darüber hinstreüen . . . Haben Sie Ihre Fahrkarte?
Sie: Alle» teilen, daß einet so viel hcu rote der andere —

lächerlich . . .
Er: Also — wenn Sie durchaus wollen: Lächerlich ist nur das

Märchen vom Teilen I Glauben Sie w rklich noch an diese Erfin-
dung unsc.er Gegner? Die Sozialdemokratie will zunächst nichts,
als eine planmäßige, auf höchste Ergiebigkeit eingestellte Wirtschaft«.
und Produktionsweise an Stelle des letzigen planlosen Wirtschaft»-
durcheinanders. Es soll nicht mehr dem einzelnen vorbehalten sein,
zu produzieren, was ec will und w i e er will, Rohstoffe nach seinem
Privatinteresse zu verplempern oder überflüssige Produkte her-
zustellen, sondern der Staat und die Oeffenllichkeit sollen an der
Kontrolle, Preisgestaltung und Leitung der Produktion mitwirken
und

Sie: So, durch die Betriebsräte vielleicht?
Er: Sehen Sie . . . Sie lassen mich nicht gründlich werden. —

Durch die Betriebsräte? Aber nein. Die sollen nur das Mitrede-
rechl der Arbeiter tn bezug auf Arbeitsbedingungen, Lohn, und Ent-
lassungsfragen vertreten!

Sie: Mir erzählte ein Unternehmer, daß sein Betriebsrat die
Faulheit begünstige und notorisch faulenzende Arbeiter nicht entlassen
wolle . . .

Er: Mir bestätigten umgekehrt mehrere Fabrikletter, daß sie mit
ihren Betriebsräten vorzüglich zusammenarbeiteten, daß die Be-
triebsräte rasch das nötige Verantwortungsgefühl bekommen und er-
kannt hatten. sich ein Betrieb leisten könne und was nicht!
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Die Kranen nnd die Presse.
r Stuf die Macht und den Einfluß der Presse kann nicht oft
genug hingewteseu werden. Je größer die Abonnentenzahl sozial-
demokratischer Zeitungen ist, um so wirkungsvoller der wirtschaft-
liche und politische Kampf. Die Frauen insbesondere können
Viel zur Ausbreitung und Vertiefung sozialistischer Ideen tun.

Aus lieber alter Gewohnheit duldet die Arbeiterfrau in der
Großstadt sogenannte „parteilose" Zeitungen in ihrem Heiuu
Der .schöne" Roman und der lokale Test entspricht so ganz ihrem
Gefühls- und Auffassungsvermögen. Ein süßlicher Ton, vermischt
mit phantasievollen dunklen Andeutungen, fesselt so manche
Leserin. Zum Schaden ihrer selbst! Denn auch ihr sollte bekannt
fein, daß die Wirklichkeit ganz anders aussieht. Das eigene Leben
sowohl wie daS der Umwelt liefert dafür Beweise genug. Doch
die tägliche Lektüre der Klatschpresse übt ihre Wirkung auS: sie
tötet den Geist. So manche Frau empfindet die Täuschung
gar nicht mehr, weil sie regelmäßig das Gift zu sich nimmt.

In der Kleinstadt und tn den ländlichen Ortschaften ist e8
noch schlimmer. DaS Kreisblatt ist für die Frauen recht
oft das „goldene Buch". Eie hängen mit einer Zähigkeit an der
Kreisblattpresse, weil man durch sie erfährt — wer sich verlobt
nnd verheiratet und wer geboren hat. Die Welt ist in der Tat
für viele, viele Frauen recht klein! Mauern und Grenzpfähle
werden auf ungeeignetsten Plätzen errichtet. Die Abhängigkeit
der Schriftleiter vom Verleger tut ein übriges, die .Wohltaten"
der Reichen und der gebildeten Leute in den Vordergrund zu
rüden. Ein altes und doch immer wieder hervorgeholtes Lied.
Denn auflvmmende Zweifel müssen erstidl werden. In der Zeit
des Frauen Wahlrechtes noch mehr als früher. Gilt eS
doch, die Frauenstimmen insbesondere für die bürgerlichen Par-
teien zu erhalten.

Drnd wir diesem Verhältnis gegenüber machtlos? £ nein!
grauen tröste sind genügend vorhanden, umhen
«ingeschläferren Geist so mancher Geschlechts-

Genossin wieder wachzurufen. Die Wählerversamm-ungen haben den Boden für die Aufklärungsarbeit QU1 üor,
hereiizt Müde Augen leuchteten auf. als hte Frauen aus
Frauenmunde hörten von den Kämpfen der Besitzlosen gegen die
Besitzenden. DaS war ein Stück eigenes Leben und Er.
leben Sie begriffen, daß über die Familie hinaus er ein
Gerne ins ck ast »interesse gibt. Di. * h \ r - g , .v,.

Sie: Der Unternehmer hat ja überhaupt nichts mehr zu be-
stimmen !

Er: Umgekehrt behaupten die Arbeiter viele Betriebsräte Jötten
schon längst nicht» mehr zu sagen. Im übrigen gibt S in Streit-
fällen für Unternehmer unb Betriebsräie eine SchiedSgerichtsinstanz.

Sie: Wozu denn da» alles? Früher ging's doch auch!
Er: Wie viele tüchtige Arbeiter früher wegen ihrer Gesinnung

brotlos gemacht wurden, wie leich.fertig manche Unternehmer mir
Leben unb Gesundheit ihrer Arbeiter umsprangen — davon wissen
Sie offenbar nichts. Halten Sie denn einen Zustand für gesund,
der Hunderte ober Tausende von Menschen der Willkür einer einzel-
nen unterorbnet?

Sie: Na ja . . . trotzdem . . . wer kümmert sich denn um die
andern, den Mittelstand, den selbständigen Handwerker? Jeder Ar-
beitslose kriegt Unterstützung — um den untergehenden Handwerk»-
meister kümmert sich kein Staatl

Er: Sicher ist big Lage vieler Kleingewerbetreibender heute sehr
traurig, aber keine Unterstützung ist imstande, das Handwerk vor
dem Untergänge zu retten. Maschine und Grossbetrieb sind leistunaS-
fähiger uno machen den größten Teil bet selbständigen Handwerker
überflüssig. Ter Sozialismus kann dafür nichts.

Sie: Der Staat sollte die fitcingeiucrbc;retbenben schützen.
Er: Wie denn? Der Staat kann höchstens die Armen Vorm Ber-

hungern schützen, aber er kann doch nicht Hunderttausende von
Meisterherrlichkesten aus öffentlichen Mitteln aufrechterhallen ober
Zwischenhändler künstlich aushalten, die für den Produktions, und
WirtschaflSprozeh überflüssig geworden sind. Das Deutschland
der Zukunft darf sich künftig kern solche» Heer von Kleingewerbe-
treibenden mehr gestatten, das sich bei dem unheimlich verringerten
Umsatz nur noch durch ungeheuerliche PreiSaufsch'äge halten sann...

Sie: Der Arbeiter fordert doch auch ununterbrochen mehr Lohn!
Er: Gewiß, da» tun alle Stände, aber jeder Stand tut's auf

sein eigenes Risiko! Denn wenn zum Betsptol bie Produkte
mancher Arbeiterbranchen infolge gestiegener Löhne. Preise usw. nicht
mehr gekauft werden, versinkt diese Schicht in Arbeitslosigkeit . . .

Sie: Und kriegt Arbeitslosenunterstützung . . .
Er: Nur eine kurze Zeit — unb auch in dieser Zeit langt die

Unterstützung nicht zum Leben. Und was die »hohen Löhne" an»
belangt: Haben Sie in diesen Zeiten schon einmal — Mann. Frau
unb Kinder — mit 1100 bi» 1300 «< monatlich auskommen müssen?

Sie: Ach war — jedem Arbeiter geht'» besser al» dem Mittel-
stand I

Er: Wenn 'S wirklich »jedem Arbeiter" besser geht — bitte,
ei steht doch jedem frei, Arbeiter zu werden.

Sie: Und dann wollen die Sozialisten alle Arbeit gleich be-
werten — unb alle gleich entlohnen.

Er: Nein, daS wollen höchsten» unklare, naive Leute. Da Ar-
beitSleistungen in Qualität und allgemeinem Wert von einander ver-
schieden sind, müssen sie auch verschieden bezahl: werden. Viel-
leicht kommt einmal als höchste Stufe der menschlichen Entwicklung
eine so harmonische Gesellschaft der Brüderlichkeit, daß jeder, der all-
gemeinen Arbeitsmoral gehorchend, daS Hi> - c an Leistung au»
innerstem, sittlichem Antrieb vollbringt — aber solange diese ideale
Menschheit nicht da ist, brauchen wir al» Antrieb zu Talentemwick-

, lung und Höchstleistungen eine verschiedenartige Bezahlung der
menschlichen Tä.igkeit.

Sie: Ader die Arbeiter erkennen doch heute die geistige All-
heit nicht als höher an denn Handarbeit.

Er: Wo sich diese Auffassung breit macht, muß sich der So-
zialist eben dagegen wenden. Allerb ngs gibt es manche schwere ober
lebensgefährliche Handarbeit, die höher gewertet »erben mutz als
manche geistige Tätigkeit, denken Sie an die Arben der Bergleute.
Und mancher Handwerker verrichtet eine »Haltbarkeit", die allerhand
geistige ober ästhetische Fähigkeiten verlangt.

(sie: Richt wahr?! Sie helfen eben immer den Arbeitern.
Er: Ich bin nur sachlich unb denke in größeren Zusammen-

hängen, aber Sie finb von vornherein voreingenommen unb wahr-
scheinlich arbeiterfeindlich!

Sie: .Und Sie sind burgerfeindlich!
Er: Ich meine allerdings, daß einmal die Zeit kommen muß,

da sich jeder arbeitswillige, tätige Mensch a!S Bürger unseres
Landes fühlen sann, und da» Bürgerfein aufhören wird, das Vor-
recht einiger Stande zu fein! Der alten kapitalisttschen
Geldsacksherrschaft hat eben da» Totenglöcklein geläutet, und eine
neue Welt ringt sich mit Sturm unb schweren Geburtswehen aus
dem Schoß der Zeilen, wie der Dichter sag:.

Sie: Aber Ur sozialistisches Ideal werben sie trotzdem nie, nie,
nie erreichen!

Er: Ich vielleicht nicht, aber die, die nach uni kommen, werden
uns segnen. Außerdem denken Sie, bitte, an Bismarcks Wort: In
der Liebe wie in der Politik soll man niemals „nie I" sagen.
Sie, werteste Republikanerin, geniessen heute die Verwirklichung
mancher Gedanken und Ideale, deren Vorkämpfern in vergangenen
Zeilen ebenfalls zugerufen wurde: -Rie, nie, werden sich eure Ideen
durchsetzen!" So ist es feit je allem Großen ergangen.

Sie: Ja . . . aber
Er: Bitte?
Sie: Mir fehlt der Glaube!
Er: Weil Sie nur in althergebrachten ausgetretenen Gedanken-

gängen denken können, weil Sie von Ihrer Umgebung nicht lo»
kommen.

Sie: Nein, weil ich eben Recht habe! Was sagten Sie
vorhin . . . »in der Politik unb in der Liebe — —"

Er: Soll man niemals .nie!“ sagen.
Sie: Wieso in der Liebe?
Er: West in der Liebe wie in ber Politik alle» möglich ist!
Sie: Alle»? Da möchte man sich ja beinahe fürchten . . . Wirk-

lich alle»?
Er: Ihr Zug wird abgerufen. Teuerste. Haben Sie Ihre Fahr-

karte zur Hans?
Etc: Meine Fahrkarte . . . Herrgott, wo habe ich denn meine

Fahrkarte hingesleckt??!
Er: Haben Sie daS Billett etwa zu lösen vergessen?
Sie: Herrgott ... ja cll, sehen S^KlieYrM-Tan von ihrem

LoziaU»mu«l Jetzt verp-, •, oo» txu „
all« ich U.. Zug!

Achtung . lil^
Die Werbe-Num "Bitche TtstrtttSnuSkchssjf«. »W*- -

bonben Distrikt-kassi"» b" »G l e i ch h e i t" muss Montag abei«,
ern abgeholt werden. Der Preis beträgt 40 4


